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BEGRUNDUNG

1) SACHLICHER HINTERGRUND DES VORSCHLAGS

e Grinde fur den Vorschlag und Ziele

Mit der Entscheidung Nr. 253/2003/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
wurde fur das Zollwesen in der Gemeinschaft das Aktionsprogramm Zoll 2007
aufgestellt, das am 31. Dezember 2007 auslauft. Am 6. April 2005 nahm die
Kommission eine Kommunikation® tiber die erwiinschte Neuauflage der Programme
Zoll 22007 und Fiscalis 2003 — 2007 durch die Programme Zoll 2013 bzw. Fiscalis
20137 an.

e Allgemeiner Hintergrund

Wie bei dem Neubeginn der Lissabon-Strategie® festgehalten werden Wachstum und
Beschaftigung in den nachsten Jahren eine der grofiten Herausforderungen fiir die
Européische Union darstellen. Dadurch, daR das Programm 2013 erheblich zur
Verbesserung der Wettbewerbsféhigkeit von EU Unternehmen, sowohl auf dem
Binnen- als auch auf dem globalen Markt, beitragt, wird es die Verwirklichung
dieser Strategie aktiv unterstitzen.

Das Programm 2013 soll den Zollverwaltungen der Teilnehmerlander dabei helfen,
den legitimen Handel zu erleichtern und die Verfahren zu vereinfachen und zu
beschleunigen ohne dabei die Sicherheit der Birger und die finanziellen Interessen
der Gemeinschaft zu vernachl&ssigen.

Das neue Programm wird insbesondere:

e die Entwicklung eines pan-europdischen elektronischen Umfelds fir das
Zollwesen unterstitzen und zur Umsetzung des modernisierten Zollkodex
beitragen;

e die Ausweitung der internationalen Zollzusammenarbeit zwischen den
Zollverwaltungen der EU und den Behdrden in Drittlandern im Bereich der
Sicherheit der Lieferkette vorantreiben, im Einklang mit den EU internationalen
Verpflichtungen;

e die Weiterentwicklung und Umsetzung des Konzeptes des zugelassenen
Wirtschaftsbeteiligten fordern, um den verldsslichen Wirtschaftsbeteiligten die
Zollabwicklung zu erleichtern;

e die Wartung der derzeit operationellen transeuropdischen IT-Systeme
gewadhrleisten;

KOM/2005/111 vom 6. April 2005 (Folgenabschatzung — SEK 2005/423)

Die Bezeichnung ,,Zollprogramm* bezieht sich auf das Zollprogramm als solches, unabhéngig davon,
ob es sich dabei um das Programm Zoll 2000, 2002, 2007 oder 2013 handelt. Wird auf ein bestimmtes
Programm verwiesen, so wird es als Programm 2007 oder Programm 2013 bezeichnet.

KOM(2005) 330 vom 20. Juli 2005 und SEK (2005) 622/3 vom 29. Mai 2005.
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e die Weiterentwicklung der Zusammenarbeit und den Austausch von
Informationen und bewahrten Praktiken mit den Zollverwaltungen in
Drittlandern, insbesondere den Kandidatenlandern, den potentiellen
Kandidatenlandern und den Partnerstaaten der Européischen
Nachbarschaftspolitik vorantreiben.

e Im Anwendungsbereich des vorgeschlagenen Rechtsakts geltende
Rechtsvorschriften

Das Zoll 2013 Programm ist das Nachfolgeprogramm des Zoll 2007 Programms.
e Vereinbarkeit mit den anderen Politikbereichen und Zielen der Union
Nicht anwendbar.

ANHORUNG INTERESSIERTER PARTEIEN UND FOLGENABSCHATZUNG

e AnhoOrung interessierter Parteien

Methoden der Anhdrung, Hauptadressaten und allgemeines Profil der Antwortenden

Alle  Teilnehmerlander haben an der elektronischen Umfrage zur
Zwischenbewertung teilgenommen und Fall-Studienbesuche wurden in sechs von
ihnen durchgefiihrt. Wahrend dieser Besuche wurden detaillierte Interviews mit den
Programmkoordinatoren, den Benutzern der IT-Systeme,
Veranstaltungsteilnehmern, der Hierarchie in den Zollverwaltungen, wie auch
Wirtschaftsbeteiligten durchgefuhrt. Fir die Zwischenbeurteilung wurden auch
Interviews mit Wirtschaftsbeteiligten, die an der Versandverfahren und e-Zoll
Kontaktgruppe teilgenommen  haben, durchfuhrt. Die Teilnehmer der
Programmveranstaltungen werden regelméllig um Feedback, als Teil eines
eingebauten Uberwachungssystems fiir das 2007 Programm, gebeten.

Zusammenfassung und Berlicksichtigung der Antworten

Allen Parteien erachten das Zollprogramm als sehr sachdienlich fiir die BedUrfnisse
der Verwaltungen und sehen das Zollprogramm als unentbehrlich, um die EU
Zollunion funktionsfahig zu machen. Teilnehmerl&dnder schatzen besonders die vom
Programm gebotene Flexibilitdt und mdchten, dal diese in der Zukunft beibehalten
wird. Sie haben ebenso unterstrichen, da das Programm eine Schlisselrolle in der
Unterstutzung der Teilnehmerlander beim Von-Einander-Lernen spielt und ihnen so
hilft, teure Fehler zu ersparen. Die Zwischenbewertung empfahl mehr Aktivitaten in
den Bereichen Weiterbildung und Informationsverbreitung zu organisieren. Diese
Empfehlungen wurden bei der Verfassung des neuen Vorschlags beriicksichtigt.

e Einholung und Nutzung von Fachwissen

Die Einholung externen Expertenwissens war nicht erforderlich.
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e Folgenabschatzung

Eine erste politische Option, das Anhalten des Zollprogramms wird einen sofortigen
und fatalen Effekt fir den Binnenmarkt und besonders die Umsetzung der Zollunion
haben.

Eine zweite politische Option, die Einflihrung des 2013 Programms als
Weiterfuhrung des 2007 Programms ohne die Bereitstellung von zusétzlichen
Ressourcen zur Unterstitzung neuer politischer Initiativen und/oder der Reaktion
auf veranderte Bedingungen, wirde zu einer zunehmenden Verschlechterung der
gegenwadrtigen Situation fuhren. Obwohl diese Option auf kurze Sicht als
befriedigend erscheinen mag, wirde sie schon bald Einschrdnkungen und
unerwinschte Auswirkungen aufweisen, da sie den Zollverwaltungen keine
ausreichenden Ressourcen zur Verfligung stellen wirde, um auf kommende
Herausforderungen reagieren zu kdnnen..

Eine dritte politische Option sieht die Einflhrung des 2013 Programms als
Weiterfuhrung des 2007 Programms, verstarkt durch zusétzliche finanzielle Mittel
zur Unterstitzung neuer politischer Initiativen auf der einen Seite und eine
geringfugige Erhohung des Budgets aller anderen Teilrubriken auf der anderen
Seite, vor. Die neuen politischen Initiativen, die einen erheblichen Beitrag zur
Entwicklung einer ausgereiften elektronischen Zollverwaltung (e-Zoll-Initiative)
leisten werden, werden einen Grofiteil dieser zusatzlichen Mittel verschlingen. Die
neuen politischen Initiativen, die einen werden einen Grofteil dieser zusétzlichen
Mittel verschlingen Zusatzliche Mittel werden auch zur Verbesserung des
transeuropéischen EDV-Systems benotigt werden, die erforderlich ist, um dem
erwarteten vermehrten Informationsaustauschs gerecht zu werden. Ein geringerer
Teil der zusatzlichen Mittel wird zur Entwicklung von Initiativen zur Férderungen
von Wissensteilung im Bereich 'e-learning’ und der Verbreitung von Informationen
benotigt.

Die Kommission hat eine Folgenabschatzung durchgefiihrt, die im Arbeitsprogramm
aufgefiihrt ist, dessen Bericht im SEC(2006)570 verfugbar ist.

RECHTLICHE ASPEKTE DES VORSCHLAGS

e Zusammenfassung der vorgeschlagenen MaRnhahme

Einfhrung eines Aktionsprogramms fir das Zollwesen in der Gemeinschaft (Zoll
2013)

e Rechtsgrundlage
Der Vertrag zur Griindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere Artikel 95.
e Subsidiaritatsprinzip

Das Subsidiaritatsprinzip findet Anwendung, da der Vorschlag nicht unter die
ausschliessliche Zustandigkeit der Gemeinschaft fallt.
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Die Ziele des Vorschlags kénnen aus folgenden Griinden von den Mitgliedstaaten
allein nicht in ausreichendem Masse verwirklicht werden:

Da die in dieser Entscheidung festgelegten Zielen auf Ebene der Teilnehmerlander
nicht ausreichend erreicht werden kénnen, und daher wegen des Umfangs oder der
Wirkung der Malinahmen besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann
die Gemeinschaft in Ubereinstimmung mit dem in Artikel 5 des EG Vertrags
niedergelegten Subsidiaritatsprinzip tatig werden.

Die Ziele des Vorschlags konnen aus folgenden Grinden effizienter durch
Gemeinschafsmalinahmen verwirklicht werden.

Obgleich die Hauptverantwortung fur das Erreichen der Programmziele bei den
Teilnehmerlandern liegt, sind Gemeinschaftsmalnahmen erforderlich, um die
Aktivitdten im Rahmen des Programms zu koordinieren, eine Infrastruktur
bereitzustellen und die notwendigen Anreize zu geben.

Der Vorschlag steht daher mit dem Subsidiaritatsprinzip in Einklang.

e Verhaltnismassigkeitsgrundsatz

Der Vorschlag entspricht aus folgenden Grinden dem
Verhaltnisméssigkeitsgrundsatz.

Diese Entscheidung geht in Ubereinstimmung mit dem im mit Artikel 5 der EG
Vertrag dargelegten Verhaltnismassigkeitsprinzips nicht tber das flr das Erreichen
dieser Ziele erforderliche Mal3 hinaus.

e Wahl der Instrumente

Vorgeschlagene Instrumente: andere (Gemeinschaftsprogramm).
Andere Instrumente waren aus folgenden Griinden nicht geeignet.
Nicht anwendbar.

AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Die von der Gemeinschaft zu tragenden Betriebskosten lassen sich in zwel
Hauptkategorien einteilen: gemeinsame Malinahmen und IT-MaRnahmen. Zu den
gemeinsamen Malinahmen gehtéren Benchmarking, Seminare, Workshops,
Projektgruppen, Arbeitsbesuche, UberwachungsmaRnahmen, Fortbildung und alle
sonstigen Aktivitaten gemald Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h. Zu den IT-MaRnahmen
zahlen der Betrieb und die Weiterentwicklung vorhandener transeuropdischer
Systeme und die Entwicklung und Implementierung neuer Systeme.

Aus den Haushaltsmitteln der Gemeinschaft sind somit insgesamt 323,8 Mio. €
bereitzustellen. Das Programm 2013 l&uft der Geltungsdauer der Finanziellen
Vorausschau entsprechend uber 6 Jahre.

Die Durchfuhrung dieses gemeinschaftlichen Programms koénnte von
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Dienstleistungen im Rahmen von Vertragen fir technische und administrative Hilfe
und Unterstiitzung Gebrauch machen. Die Kommission vorbehélt sich die
Madglichkeit, dass die Ausflhrung einiger Verwaltungs- und Durchfiihrungsaufgaben
im Rahmen dieses Programms einer Exekutivagentur zugewiesen werden konnte.

ZUSATZLICHE INFORMATIONEN

e Aufhebung existierender Rechtsvorschriften

Die Annahme dieses Vorschlags wird zur Aufhebung existierender
Rechtsvorschriften fihren.

e Ausfuhrliche Erlauterung des VVorschlags

Artikel 7: Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme

Transeuropdische Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme sind
unverzichtbar, damit die Zollverwaltungen ihre Aufgaben so erfiillen kdnnen, als
bildeten sie eine einzige Verwaltung, und insbesondere um ihre Wirksamkeit und
Effizienz zu gewéhrleisten. Mit dem Programm 2013 werden die zollrelevanten
Systeme, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Entscheidung entwickelt
werden oder dann bereits operationell sind, sowie neue Zollsysteme, die im Rahmen
der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften festgelegt werden, unterstitzt.

Die e-Zoll-Initiative wird durch das Programm 2013 unterstitzt. Die pan-
europdische eGovernment-Aktion, nach Maligabe der Entscheidung Beschlusses
2004/387/EC des Européischen Parlaments und des Rates vom 21.April 2004 tber
die interoperable Erbringung europaweiter elektronischer Behdrdendienste
(eGovernment-Dienste) fir Offentliche Verwaltungen, Unternehmen und Birger
(IDABC)*, erfordert MaRnahmen, um die Effizienz der Organisation von
Zollkontrollen zu steigern und um einen ungehinderten DatenfluR sicherzustellen,
damit die Zollabfertigung effizienter, die Verwaltungslast reduziert, die
Betrugsbek&mpfung und der Kampf gegen organisierte Verbrechen und Terrorismus
verbessert, den steuerlichen Interessen gedient, geistiges Eigentum und Kulturerbe
geschitzt, die Warensicherheit, sowie die Sicherheit des internationalen Handels und
der Schutz der Gesundheit und der Umwelt verbessert wird. Fur diesen Zweck ist die
Bereitstellung von Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) fur
Zollangelegenheiten &uBerst wichtig. Deshalb hat die Kommission die Initiative zur
Einflhrung eines elektronischen, papierlosen Zollbereich in der Gemeinschaft
gestartet”.

Die Vorlauferprogramme haben gezeigt, dal eine umfassende Koordinierung
zwischen allen Parteien fur das reibungslose Management dieser transeuropdischen
IT-Systeme unerldBlich ist. Eine weitere wesentliche Voraussetzung fir das
Funktionieren der vorhandenen Systeme und die Entwicklung kunftiger
transeuropéischer Anwendungen ist, dal die Kommission und die teilnehmenden
Lander in ihren jeweiligen Bereichen ahnlich engagiert sind. Der Vorschlag sieht

ABI L 144 vom 30.04.2004, korrigierte Version in ABL L 181 vom 18.5.2004, S.2.
ABI(2005)609 final vom 30.11.2005.
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eine  klare Trennung der Zustandigkeiten zwischen Kommission und
Teilnehmerlandern vor.

Die Kommission kann das Kommunikations- und Informationsaustauschsystem
anderen offentlichen Verwaltungen fiir zollrelevante oder andere Zwecke zur
Verfligung stellen, sofern sie einen finanziellen Beitrag zum Programmbudget
leisten.

Artikel 8: Benchmarking

Benchmarking wird organisiert, um die Leistung der Zollverwaltung durch den
Vergleich von Arbeitsmethoden zu verbessern. Im Zwischenbericht wurde die
Nutzlichkeit des Benchmarking betont.

Artikel 9: Seminare und Workshops

Seminare sind ein geeigneter Rahmen, um Informationen zu verbreiten und
auszutauschen, um neue ldeen aufzubringen und ihnen nachzugehen, sowie um
Kenntnisse, Sachverstand und Erfahrungen zwischen den Teilnehmerlédndern
auszutauschen. Gegebenenfalls werden Vertreter des Handels mit besonderen
relevanten Kenntnissen oder andere Delegierte, die Uber besondere Erfahrungen
verfiigen, eingeladen. Vor der Lancierung einer neuen umfassenden Malihahme
kann ein hochrangiges Seminar fir das erforderliche Engagement und einen
strategischen Uberblick sorgen. Spezifische technische Fragen konnen von den
Teilnehmerlandern in Workshops erdrtert werden, die entweder im Rahmen eines
Seminars oder unabhangig davon stattfinden.

Artikel 10: Projektgruppen und Lenkungsgruppen

Fur die Projektgruppen wird im Voraus festgelegt, welche spezifischen Ziele
verwirklicht werden sollen und mit welchen Ergebnissen gerechnet wird. Sie werden
nur fir eine bestimmte Zeit eingerichtet und ihre Zahl wird beschrénkt. In diesen
Gruppen tauschen Wirtschaftssachverstandige Informationen und Ansichten aus und
erweitern so ihre Kenntnisse. Auf diese Weise kdnnen einige wenige Mitgliedstaaten
ein wertvolles Fachwissen entwickeln, das in der Folge allen Teilnehmerlandern zur
Verfligung gestellt wird.

Eine wichtige Aufgabe des Programms 2013 ist die Koordinierung der
verschiedenen Aktionen, fur die Lenkungsgruppen aus Vertretern aller
Teilnehmerlander eingerichtet werden.

Artikel 11: Arbeitshesuche

Arbeitsbesuche  dienen  dazu, bei anderen  Verwaltung  bestimmte
Verwaltungspraktiken zu studieren oder LOsungen fir ein praktisches oder
strategisches Problem zu finden.

Artikel 12: FortbildungsmaRnahmen

Im Laufe der verschiedenen Zollprogramme Kkristallisierte sich heraus, daR ein
gemeinsames Fortbildungskonzept unerl&Blich ist, um zu gewéhrleisten, dal3 die
Beamten aller Teilnehmerlander die fiir alle erforderlichen beruflichen Féahigkeiten
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und Kenntnisse erwerben. Das Programm 2013 wird, insbesondere im Hinblick auf
die Entwicklung von Methoden und gemeinsamen Inhalten des blended Learning,
auf dem im Rahmen des Programms 2007 erworbenen Fachwissen aufbauen.

Artikel 13: UberwachungsmaBnahmen

Bei den Uberwachungsmafnahmen filhren Beamte der Kommission und der
Teilnehmerlander gemeinsame Besuche durch, um zu prifen, in welchem Umfang
die Rechtsvorschriften der Gemeinschaft auf nationaler Ebene umgesetzt werden
und welche Probleme dabei auftreten. Diese Malinahmen liefern wertvolle Hinweise
fiir die kiinftige Unterstlitzung und MalRnahmen zur Losung der Probleme.

Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h: Sonstige Tatigkeiten

Im Rahmen des Programms 2007 wurde deutlich, dal3 unter Umstanden spezifische
MaRnahmen fir einen besonderen Bedarf entwickelt werden missen. Das Programm
2013 ermdglicht die Entwicklung samtlicher Téatigkeiten, die fir die Verwirklichung
der Programmaziele erforderlich sind.

Artikel 3: Teilnahme an den Programmen

Bei den Teilnehmerlandern handelt es sich um die Mitgliedstaaten der Europdischen
Union, die Kandidatenlander, die mdglichen Kandidatenlander und gewissen
Partnerlander der Europdischen Nachbarschaftspolitik, sofern die erforderlichen
Vereinbarungen geschlossen wurden.

Artikel 14: Teilnahme an Aktivitaten innerhalb des Programms

Teilnehmer aus internationalen Organisationen, Verwaltungen in Drittlandern, sowie
Wirtschaftsbeteiligte oder ihre Vertreter konnen an Aktivitaten, die innerhalb des
Programms organisiert werden, teilnehmen, falls diese Teilnahme fur die
Durchfuhrung der Ziele entscheidend ist.

Artikel 15: Informationsteilung

Der Zwischenbericht des Programms 2007 hat bestatigt, dal das Teilen von
Informationen und der Austausch von Kenntnissen zwischen den Verwaltungen
sowie zwischen den Verwaltungen und der Kommission besser strukturiert und das
auf den Programmveranstaltungen erworbene Wissen konsolidiert werden muR.
Hauptschwerpunkte des Programms 2013 sind die Informationsteilung und das
Wissensmanagement.
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Vorschlag fur eine
ENTSCHEIDUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

EinfUhrung eines Aktionsprogramms fiir das Zollwesen in der Gemeinschaft
(Zoll 2013)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION -

gestutzt auf den Vertrag zur Grindung der Europdischen Gemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission®,

nach Stellungnahme des Europaischen Wirtschafts- und Sozialausschusses’,
gemal dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwdgung nachstehender Grinde:

(1)  Wie beim Neubeginn der Lissabon-Strategie festgelegt, werden Wachstum und
Beschéftigung in den né&chsten Jahren eines der wichtigsten Ziele fur die Européische
Union darstellen. Die Vorlauferprogramme im Zollbereich, insbesondere das mit der
Entscheidung Nr. 253/2003/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12.
Februar 2003 Uber ein Aktionsprogramm fiir das Zollwesen der Gemeinschaft®
festgelegte Programm Zoll 2007, (im Folgenden “Zoll 2007”) haben einen
wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung dieses Objektivs und der allgemeinen Ziele
der Zollpolitik geleistet. Es ist daher angebracht, die, unter diesen Programmen
begonnenen, Aktivitdten fortzufiihren. Dieses Programm sollte fiir die Dauer von 6
Jahren eingerichtet werden, um seine Dauer an die des mehrjahrigen Finanzrahmens
anzupassen, der Teil der Interinstitutionellen Vereinbarung vom (Datum wird
eingefugt) zwischen dem Européischen Parlament, dem Rat und der Kommission tiber
die Haushaltdisziplin und die wirtschaftliche Haushaltsfiihrung?® ist.

(2) Die Zollverwaltungen spielen beim Schutz der Interessen der Gemeinschaft,
insbesondere der finanziellen Interessen, eine elementare Rolle. Sie bieten den
Birgern und Wirtschaftsbeteiligten der Gemeinschaft an jedem Ort im Zollgebiet der
Gemeinschaft, an dem Formlichkeiten fir die Zollabwicklung erledigt werden, einen
gleichwertigen Schutz. In diesem Zusammenhang sollte die von der Gruppe
Zollpolitik festgelegte Strategie gewéhrleisten, dal? die nationalen Zollverwaltungen so

ABlL.C ..., S. ...
ABI. L 36 vom 12.2.2003, S. 1.
Einzufiigen wéhrend der Verhandlungen

© o N o
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effizient und wirksam arbeiten und auf alle Anforderungen, die sich aus Anderungen
des Zollumfelds ergeben, so reagieren als ob sie eine einzige Zollverwaltung waren.
Es ist daher wichtig, dafl dieses Programm konsistent ist und die allgemeine
Zollpolitik unterstutzt. Ebenso wichtig ist es, die Grindung einer Gruppe fir
Zollpolitik, die die Leiter der Zollverwaltungen und ihre Vertreter umfalit, durch
dieses Programm zu unterstltzen. Die Durchfiihrung des Programms sollte daher von
der Kommission und den Mitgliedstaaten im Rahmen der von der Gruppe Zollpolitik
entwickelten, gemeinsamen Strategie koordiniert und organisiert.

Bei den MaRnahmen des Zolls mussen die Prioritdten auf die Verbesserung der
Kontrollen und Betrugsbekdmpfung, die Minimierung der Kosten, die den
Wirtschaftsbeteiligten durch die Einhaltung des Zollrechts entstehen, die
Gewdhrleistung einer effizienten Abwicklung der Warenkontrollen an den
Aulengrenzen sowie auf den Schutz der européischen Birger und die Sicherheit der
internationalen Lieferkette gelegt werden. Deshalb sollte die Gemeinschaft in der Lage
sein, im Rahmen ihrer Befugnisse die Arbeit der Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten
zu unterstutzen, wobei jede nach den Gemeinschaftsvorschriften bestehende
Moglichkeit zur Zusammenarbeit and gegenseitiger Verwaltungsassistenz auf
Verwaltungsebene in vollem Umfang genutzt werden sollte.

Um den Beitrittsprozess der Kandidatenlander zu unterstiitzen, sollten nun auch die
Zollverwaltungen dieser L&nder unterstiitzt werden, damit sie vom Tage ihres Beitritts
an allen ihnen nach dem Gemeinschaftsrecht obliegenden Aufgaben, zu denen auch
die Verwaltung der kinftigen Aullengrenze der Gemeinschaft gehort, in vollem
Umfang gerecht werden konnen. Deshalb steht dieses Programm auch den
Kandidatenldndern und potentiellen Kandidatenldndern offen.

Um die Zollreformen in den Landern, die an der Européischen Nachbarschaftspolitik
teilnehmen, zu unterstiitzen, ist es angebracht, ihnen, unter gewissen Bedingungen, die
Teilnahme an ausgewahlten Aktivitaten des Programms zu ermdglichen.

Die zunehmende Globalisierung des Handels, die Entwicklung neuer Markte und die
verdnderten Methoden und Geschwindigkeiten im Warenverkehr verlangen eine
Intensivierung der Beziehungen zwischen den Zollverwaltungen der Gemeinschaft,
der Wirtschaft, den Vertretern aus Recht und Wissenschaft und den im AufRenhandel
tatigen Unternehmen. Dieses Programm sollte Personen, die diese Kreise oder
Einheiten vertreten, die Mdglichkeit bieten, gegebenenfalls an Programmaktivitaten
teilzunehmen.

Die, unter dem 2007 Programm finanzierten, transeuropdischen sicheren IT-
Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme, sind fir die Téatigkeiten des
Zolls in der Gemeinschaft und den Informationsaustausch zwischen Zollverwaltungen
unverzichtbar und sollten deshalb unter diesem Programm weiterhin unterstitzt
werden.

Die Erfahrungen der Gemeinschaft mit den friheren und aktuellen Zollprogrammen
zeigen, dafl das Zusammentreffen von Beamten aus verschiedenen nationalen
Verwaltungen zu beruflichen Zwecken, im Rahmen von BenchmarkingmalRnahmen,
Projektgruppen, Seminaren, Workshops, Arbeitsbesuchen, Fortbildungs- und
Monitoringmanahmen in groBem Male zur Verwirklichung der Programmziele
beitragt. Daher sollten diese Aktivitdten fortgesetzt und gleichzeitig die Entwicklung



Drucksache 392/06 10

©)

(10)

(11)

(12)

(13)

neuer Instrumente ermdglicht werden, um erforderlichenfalls noch besser auf die
Bedurfnisse eingehen zu kdnnen.

Die Zollbeamten missen fir die Zusammenarbeit im und Teilnahme am
Zollprogramm Uber entsprechende Sprachkenntnisse verfiigen. Die Mitgliedstaaten
sind fir die erforderliche Sprachausbildung ihrer Beamten zustandig.

Der Zwischenbericht des Programms 2007 hat bestétigt, dafl das Teilen von
Informationen und der Austausch von Kenntnissen zwischen den Verwaltungen sowie
zwischen den Verwaltungen und der Kommission besser strukturiert und das auf den
Programmveranstaltungen  erworbene  Wissen  konsolidiert ~ werden  muf.
Hauptschwerpunkte dieses Programms sollte daher die Informationsteilung und das
Wissensmanagement sein.

Obgleich die Hauptverantwortung fiir das Erreichen der Programmziele bei den
Teilnehmerlandern liegt, sind GemeinschaftsmalRnahmen erforderlich, um die
Aktivitdten im Rahmen des Programms zu Kkoordinieren, eine Infrastruktur
bereitzustellen und die notwendigen Anreize zu geben. Da die in dieser Entscheidung
festgelegten Zielen auf Ebene der Teilnehmerl&nder nicht ausreichend erreicht werden
kdnnen, und daher wegen des Umfangs oder der Wirkung der MaRnahmen besser auf
Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann die Gemeinschaft in Ubereinstimmung
mit dem in Artikel 5 des EG Vertrags niedergelegten Subsidiaritatsprinzip tatig
werden. Diese Entscheidung geht in Ubereinstimmung mit dem im selben Artikel
dargelegten Verhaltnismassigkeitsprinzips nicht tber das fur das Erreichen dieser
Ziele erforderliche MaR hinaus.

Mit dieser Entscheidung wird fir die gesamte Laufzeit des Programms ein
Finanzrahmen festgelegt, der fir die Haushaltsbehdrde die wichtigste Referenz im
Sinne von Punkt 33 der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 6. Mai 1999 zwischen
dem Europdischen Parlament, dem Rat und der Kommission Uber die
Haushaltsdisziplin und die Verbesserung des Haushaltsverfahrens darstellt™.

Die fiir die Durchfuhrung dieser Entscheidung erforderlichen Malinahmen sollten im
Einklang mit dem BeschluR 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung
der Modalitditen fiur die Ausibung der der Kommission Ubertragenen
Durchfiihrungsbefugnisse™ angenommen werden.

10

11

ABI C 172 vom 18.6.1999, S. 1, Abkommen wie zuletzt nach Entscheidung 2003/429/EC (ABL L 147
vom 14.6.2003, S. 25) gedndert
ABI. L 184 vom 17.7.1999, S. 23.
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HABEN FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

KAPITEL |

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1
Festlegung des Programms

1. Diese  Entscheidung  begriindet ein  mehrjdhriges  gemeinschaftliches
Aktionsprogramm ("Zoll 2013") fur den Zeitraum vom 1. Januar 2008 bis
31. Dezember 2013 (im Folgenden "das Programm"), um die von den
Mitgliedstaaten im Zollbereich durchgefiihrten Mallnahmen zu unterstitzen und zu
erganzen.

2. Das Programm umfalit die folgenden Tétigkeiten:
(@ Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme;
(b) Benchmarking;
(c) Seminare und Workshops;
(d) Projektgruppen und Lenkungsgruppen;
(e) Arbeitsbesuche;
(f)  FortbildungsmaRnahmen;
() UberwachungsmaRnahmen;

(h) sonstige fur die Verwirklichung der Programmaziele erforderlichen Aktivitaten.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen
Fur diese Entscheidung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

(1) “Verwaltung” bezeichnet die fir die Zollverwaltung und zollrelevante Aktivitdten
zustandigen offentlichen Behdrden und andere Organe der Teilnehmerlénder;

(2) “Beamter” bezeichnet ein Mitglied der Verwaltung.
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Artikel 3

Teilnahme am Programm

1. Die Teilnehmerlander sind die Mitgliedstaaten sowie die in Absatz 2 genannten
Lander.
2. Das Programm sollte offen stehen fir:

(@) Kandidatenlander, die von einer Vor-Beitrittsstrategie profitieren, in
Ubereinstimmung mit den entsprechenden Bedingungen und Voraussetzungen
fur die Beteiligung dieser Lander an Gemeinschaftsprogrammen, die in den
relevanten Rahmenabkommen und Beschliissen des Assoziationsrates festlegt
sind,

(b) potentielle Kandidatenlander, in Ubereinstimmung mit den, mit diesen Léndern
noch festzulegenden Bestimmungen, nach Erstellung der Rahmenabkommen
beziglich ihrer Teilnahme an Gemeinschaftsprogrammen.

3. Das Programm kann auch gewissen Partnerlandern der Européischen
Nachbarschaftspolitik offenstehen, falls diese Lander ein ausreichendes Niveau der
Anpassung der betroffenen Gesetzgebung und Verwaltungsmethoden an die der
Gemeinschaft erreicht haben und in Ubereinstimmung mit den noch festzulegenden
Bestimmungen, nach Erstellung der Rahmenabkommen bezuglich ihrer Teilnahme
an Gemeinschaftsprogrammen.

4, Die Teilnehmerlander werden durch Mitglieder der entsprechenden Verwaltung
vertreten.
Artikel 4
Ubergeordnete Ziele

1. Das Programm soll entwickelt werden, um zu gewdhrleisten, dal} folgende
Ubergeordnete Ziele erreicht werden:

(@) Zolltatigkeiten sollen den Erfordernissen des Binnenmarktes gerecht werden,
einschlieRlich die Sicherheit der Lieferkette;

(b) effiziente Zusammenarbeit und Aufgabenerfillung, als ob die verschiedenen
Zollverwaltungen eine einzige Verwaltung wéren, so daf gleiche Kontrollen an
allen Stellen des Zollgebiets der Gemeinschaft und gleiche Unterstiitzung von
legitimen Geschaftstatigkeiten sichergestellt werden;

(c) notwendiger Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft;
(d) verstarkte Sicherheit der Biirger;

(e) Vorbereitung auf die Erweiterung, einschlieBlich des Erfahrungs- und
Wissensaustauschs mit den Zollbehérden der betroffenen Lander.
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Der gemeinsame Ansatz fir die Zollpolitik wird in Partnerschaft zwischen der
Kommission und den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gruppe fir Zollpolitik, der die
Leiter der Zollverwaltungen der Kommission und der Mitgliedstaaten bzw. ihre
Vertreter angehoren, kontinuierlich and die neuen Entwicklungen angepal3t. Die
Kommission unterrichtet die Gruppe fir Zollpolitik regelmaRig dber alle
MaRnahmen zur Durchfiihrung des Programms.

Artikel 5

Spezifische Ziele

Die spezifischen Programmziele bestehen darin:

(a)

(b)

(©)

(d)

(€)

(f)

(9)

(h)

(i)

()

den Verwaltungsaufwand und die den Wirtschaftsbeteiligten durch die
Beachtung der Rechtsvorschriften entstehenden Kosten durch eine stérkere
Vereinheitlichung und Vereinfachung der Zollsysteme und -kontrollen
insbesondere fiir die Dateneingabe und das Risikomanagement zu verringern;

die bestmdglichen Arbeitsmethoden zu identifizieren, weiterzuentwickeln und
anzuwenden, insbesondere in den Bereichen der nachtraglichen Auditkontrolle,
der Risikoanalyse, der Zollkontrolle und der vereinfachten Verfahren;

ein System zur Leistungsmessung in den Zollverwaltungen der Mitgliedstaaten
im Hinblick auf eine Leistungssteigerung beizubehalten;

MaRnahmen zur Verhiutung von UnregelméRigkeiten durch rasche
Bereitstellung einschldgiger Informationen an den Zollstandorten der
vordersten Linie zu unterstiitzen;

die Schaffung eines Umfeldes fur den pan-européischen e-Zoll durch
Entwicklung von interoperablen Kommunikations- und
Informationsaustauschsystemen in  Verbindung mit den erforderlichen
legislativen und administrativen Anderungen zu unterstiitzen;

die bestehenden Kommunikations- und Informationssysteme instand zu halten
und, wo zweckmaRig, neue Systeme zu entwickeln;

die Zolldienste der Lander, die sich auf ihren Beitritt vorbereiten, zu
unterstitzen;

in Drittlandern zur Errichtung von Zolldiensten mit hohem Qualitatsstandard
beizutragen;

die Zusammenarbeit zwischen den Zollverwaltungen der EU und der
Drittstaaten zu verbessern, insbesondere die der Partnerstaaten der
Européischen Nachbarschaftspolitik;

die gemeinsame Fortbildung weiter zu entwickeln und zu verstéarken.
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Artikel 6

Arbeitsprogramm

Die Kommission erldf3t jahrlich ein Arbeitsprogramm nach dem in Artikel 19 Absatz 2
genannten Verfahren.

KAPITEL Il

DIE PROGRAMMAKTIVITATEN

Artikel 7
Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme

1. Die Kommission und die Teilnehmerlander stellen die Funktionsfahigkeit der
Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme nach Absatz 2 sicher.

2. Zu den Kommunikations- und Informationsaustauschsystemen zahlen folgende:

(@ Gemeinsame Kommunikationsnetz mit der Gemeinsamen Systemschnittstelle
(CCN/CS));

(b) das neue EDV-gestutzte Versandverfahren (NEVV)

(c) die Tarif Systeme;

(d) die E-Zoll-Systeme;

(e) Systemen fiir die Anderungen (des Zollkodex) fiir die Sicherheitsaspekten;

(f)  jegliche, unter den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft eingerichtete, und in
dem, in Artikel 6 erwahnten, Arbeitsprogramm vorgesehenen, neuen
zollrelevanten Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme.

3. Die gemeinschaftlichen Elemente der Kommunikations- und
Informationsaustauschsysteme umfassen die Hardware, die Software und die
Vernetzung, der Systeme allen Mitgliedstaaten gemeinsam sein mussen. Die
Kommission vergibt im Namen der Gemeinschaft die Auftrdge zur Gewahrleistung
der Betriebsfahigkeit der Elemente.

4. Die nichtgemeinschaftlichen Elemente umfassen die zu den Kommunikations- und
Informationsaustauschsystemen gehorenden einzelstaatlichen Datenbanken, die
Vernetzung zwischen den gemeinschaftlichen und den nichtgemeinschaftlichen
Elementen sowie die Hard- und Software, die die betreffenden Mitgliedstaaten fir
erforderlich halten, um diese Systeme in ihrer gesamten Verwaltung in vollem
Umfang nutzen zu koénnen. Die teilnehmenden Lander stellen eine kontinuierliche
Einsatzbereitschaft der nichtgemeinschaftlichen Elemente sicher und gewahrleisten
die Interoperabilitat zwischen diesen und den gemeinschaftlichen Elementen.
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5. Die Kommission koordiniert in Zusammenarbeit mit den Teilnehmerldndern die
verschiedenen Aspekte von Installation und Betrieb der gemeinschaftlichen und
nichtgemeinschaftlichen Bestandteile fiur die im zweiten Absatz aufgefihrten
Systeme und Infrastrukturen, die notwendig sind, um ihre Funktionsfahigkeit,
Interkonnektivitit und  standige  Verbesserung zu  gewaéhrleisten.  Die
Teilnehmerlander halten sich an die zur Verwirklichung dieser Ziele festgelegten
Zeitrahmen und Fristen.

6. Die Kommission kann das Kommunikations- und Informationsaustauschsystem
anderen offentlichen Verwaltungen fir zollrelevante oder andere Zwecke zur
Verfligung stellen, sofern sie einen finanziellen Beitrag fir das Programm leisten.

Artikel 8

Benchmarking

Benchmarkingaktivitdten, in Form von Vergleichen von Arbeitsmethoden, -verfahren oder —
prozessen, die vereinbarte Indikatoren einschliessen, kdnnen mit zwei oder mehreren
Teilnehmerlandern oder mit Drittlandern durchgeflhrt werden.

Artikel 9
Seminare und Workshops
Die Kommission und die Teilnehmerlander organisieren gemeinsam Seminare und
Workshops und sorgen fir die Verbreitung der Ergebnisse dieser Seminare und Workshops.
Artikel 10

Projektgruppen und Lenkungsgruppen

Die Kommission kann in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten Projektgruppen fir
spezifische innerhalb einer bestimmten Frist zu erledigende Aufgaben sowie
Lenkungsgruppen, die die Koordinierungsarbeiten tilbernehmen, einrichten.

Artikel 11
Arbeitsbesuche

1. Die Teilnehmerldnder organisieren Arbeitsbesuche fiir Beamte. Die Dauer der
Arbeitsbesuche darf héchstens vier Wochen betragen. Jeder Arbeitsbesuch ist auf
eine bestimmte berufliche Téatigkeit ausgerichtet, angemessen vorzubereiten und
nach AbschluRR der MaRnahme von den betreffenden Beamten und Verwaltungen zu
beurteilen. Ein Arbeitsbesuch kann operationell oder auf vorrangige Sonderaufgaben
konzentriert sein.
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2.

Die Teilnehmerlédnder sorgen dafiir, daR die Beamten auf Arbeitsbesuch sich
tatsachlich aktiv an den Arbeiten der Aufnahmeverwaltung beteiligen konnen.
Hierzu werden die besuchenden Beamten zur Ausfuhrung der Aufgaben ermachtigt,
die sich im Einklang mit ihrem Rechtssystem im Rahmen der ihnen von der
Aufnahmeverwaltung Ubertragenen Aufgaben ergeben.

Fir die Dauer des Arbeitsbesuchs unterliegt der Beamte auf Arbeitsbesuch bei der
Ausiibung seiner Amtsgeschéfte denselben Vorschriften (ber die zivilrechtliche
Haftung wie die Beamten der Aufnahmeverwaltung. Flr die besuchenden Beamten
gelten dieselben Regeln Uber das Berufsgeheimnis wie flr die Beamten der
Aufnahmeverwaltung.

Artikel 12
FortbildungsmaRnahmen

Die Kommission fordert in Kooperation mit den teilnehmenden Landern die
strukturierte Zusammenarbeit zwischen nationalen Schulungseinrichtungen und den
fir die Schulung zustdndigen Beamten in den Zollverwaltungen. Dies beinhaltet
insbesondere:

(@) Festlegung  von  Fortbildungsstandards, = Entwicklung  bestehender
Fortbildungsprogramme und bei Bedarf Konzeption neuer Programme, um so
einen gemeinsamen Grundstock fur die Fortbildung von Zollbeamten zu
schaffen, der das ganze Spektrum der Zollregeln und Zollverfahren abdeckt
und es den Teilnehmern ermdglicht, die notwendigen beruflichen Fahigkeiten
und Kenntnisse zu erwerben;

(b) gegebenenfalls die Koordinierung der Offnung von Zollfortbildungen, falls
solche Kurse von diesen Landern fiir ihre eigenen Beamten angeboten werden,
fur Beamte aus anderen Teilnehmerlandern;

(c) gegebenenfalls Entwicklung der erforderlichen Infrastrukturen und Instrumente
fur gemeinsame Zollfortbildungen und Zollfortbildungsmanagement;

(d) Sondierung der Mdglichkeiten, wie Fortbildungsaktivitaten mit anderen fiir die
Verwaltung der Aufllengrenzen zustandigen Offentlichen Stellen entwickelt
werden konnen.

Die Teilnehmerlander sorgen daftiir, daR die in Absatz 1(c) genannten gemeinsamen
Fortbildungsprogramme und die gemeinsame Infrastruktur fir die Fortbildung im
Bereich Zoll vollistandig in die nationalen Fortbildungsprogramme integriert werden.

Die Teilnehmerlander sorgen dafir, dall ihre Beamten die Grundausbildung und
Fortbildung erhalten, die sie dazu beféhigen, die den Schulungsprogrammen
entsprechenden gemeinsamen beruflichen Fahigkeiten und Kenntnisse zu erwerben,
und daB die betreffenden Beamten die erforderliche Sprachausbildung erhalten,
damit sie ausreichende Sprachkenntnisse fur die Teilnahme an dem Programm
erwerben.
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Artikel 13

Uberwachungsmafnahmen

1. Die Kommission beschlielt in Zusammenarbeit mit den Teilnehmerlandern, in
welchen spezifischen Sektoren der gemeinschaftlichen Zollvorschriften ein
Monitoring durchgefuhrt kénnte.

2. Ein solches Monitoring wird von gemischten Teams aus Zollbeamten der
Mitgliedstaaten und Beamten der Kommission durchgefiihrt. Diese Einheiten
besuchen in thematischer oder regionaler Abfolge verschiedene Orte im Zollgebiet
der Gemeinschaft, an denen Zollverwaltungen ihre Amtshandlungen durchfiihren.

Sie analysieren die Zollabldufe auf nationaler Ebene, ermitteln, welche
Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Vorschriften aufgetreten sind, und halten
gegebenenfalls ~ Vorschlage  zur  Anpassung  der  gemeinschaftlichen
Rechtsvorschriften und Arbeitsmethoden fest, um die Effizienz der Zollmalinahmen
insgesamt zu verbessern. Berichte werden den Mitgliedstaaten und der Kommission
ubermittelt.

Artikel 14

Beteiligung an Aktivitaten innerhalb des Programms

Vertreter  internationaler  Organisationen, Verwaltungen in  Drittlandern, sowie
Wirtschaftsbeteiligte und ihre Organisationen kdnnen an Aktivitaten, die innerhalb des
Programms organisiert werden, teilnehmen, falls diese Teilnahme fur die Durchfuhrung der in
Artikel 4 und 5 genannten Ziele entscheidend ist.

Artikel 15

Teilen von Informationen

Die Kommission ergreift in Zusammenarbeit mit den teilnehmenden L&ndern MaRnahmen,
um sicherzustellen, dall die sich aus den Programmaktivitidten ergebenden Informationen
systematisch und strukturiert geteilt werden.
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KAPITEL I

FINANZBESTIMMUNGEN

Artikel 16

Finanzrahmen

Als Finanzrahmen flr die Durchfihrung dieses Programms wird fur den Zeitraum

vom 1. Januar 2008 bis 31. Dezember 2013 ein Betrag von 323,8 Mio. € festgesetzt.

Die jahrlichen Mittel werden von der Haushaltsbehdrde in den Grenzen der

mehrjahrigen Finanziellen VVorausschau bewilligt.

Artikel 17

Kosten

Die Ausgaben flir die Durchfihrung des Programms werden zwischen der

Gemeinschaft und den teilnehmenden Léndern geméal? Abséatze 2 bis 6 aufgeteilt.

1.

2.

1.

2.
(@)
(b)
(©)
(d)
(€)

Die Gemeinschaft ibernimmt folgende Ausgaben:

die Kosten fur die Anschaffung, Entwicklung, Einrichtung, Wartung und
Betriebskosten der gemeinschaftlichen Elemente der in Artikel 7(3) genannten
Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme;

die den Teilnehmerlédndern im Zusammenhang mit Benchmarkingaktivitaten,
Arbeitsbesuchen, Seminaren, Workshops und Projektgruppen,
Schulungsmanahmen und  Monitoring  entstehenden  Reise- und
Aufenthaltskosten der Beambter;

die bei der Organisation von Seminaren und Workshops entstehenden Kosten
sowie die durch die Teilnahme von externen Sachverstdndigen und der in
Artikel 14 genannten Vertreter entstehenden Reise- und Aufenthaltskosten;

die Kosten fur die Anschaffung, Entwicklung, Einrichtung, Wartung und
Betriebskosten der Schulungssysteme und -module, sofern sie fur alle
Teilnehmerlander gleich sind;

die Kosten fir alle sonstigen in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe h genannten
Tatigkeiten .
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3. Die teilnehmenden Lander arbeiten mit der Kommission zusammen, damit die Mittel
nach dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfiihrung verwendet werden.

Die Kommission legt gemal den Finanzvorschriften fur den allgemeinen Haushalt
der Europdischen Gemeinschaften die Regeln fiir die Zahlung der Ausgaben fest und
teilt sie den Teilnehmerlandern mit.

4. Die Kommission erlaf3t alle fir die Verwaltung des Programmhaushalts nach dem in
Artikel 19 Absatz 2 genannten Verfahren erforderlichen Malinahmen.

5. Die Mittelausstattung dieses Programms konnte auch die Ausgaben fur
Vorbereitungs-, Uberwachungs-, Kontroll-, Priif- und Evaluierungstatigkeiten
decken, die direkt mit der Programmverwaltung und der Realisierung der
Zielsetzungen verbunden sind, insbesondere fur Studien, Treffen, Information und
Veroffentlichungen, sowie Ausgaben fur elektronische
Informationsaustauschsysteme und alle anderen Ausgaben der Kommission fir
technische und administrative Hilfe und Unterstiitzung zur Programmverwaltung des
Programms.

6. Die Teilnehmerlénder bernehmen folgende Kosten:

(@) die Kosten fur die Entwicklung, den Erwerb, die Einrichtung und Wartung der
nichtgemeinschaftlichen Elemente fiir die in Artikel 7(4) beschriebenen
Kommunikations- und Informationsaustauschsysteme;

(b) die Kosten der beruflichen Grund- und Fortbildung ihrer Beamten,
einschlieBlich Sprachkurse.

Artikel 18
Finanzkontrolle

Finanzierungsbeschliisse und Ubereinkommen oder Vertrage, die sich aus dieser
Entscheidung ergeben, unterliegen der Finanzkontrolle einschlielich  etwaiger
Vorortprifungen durch die Kommission, das Europaische Amt fir Betrugsbekampfung
(OLAF) und den Europdischen Rechnungshof. Alle geméal dieser Entscheidung gewahrten
Zuschusse bedirfen einer vorherigen schriftlichen Vereinbarung mit den Begiinstigten, in der
sich Letztere bereit erklaren, die Verwendung der gewahrten Mittel durch den Europdischen
Rechnungshof prifen zu lassen.
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KAPITEL IV

SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 19
Ausschuf}
1. Die Kommission wird von dem "Zoll 2013-Ausschu8" unterstitzt (im Folgenden 'der
AusschuR").
2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt das Verfahren gemaR Artikel 4 des

Beschlusses 1999/468/EG in Verbindung mit dessen Artikeln 7 und 8. Der in Artikel
4 Absatz 3 des Beschlusses 1999/468/EG vorgesehene Zeitraum betragt drei Monate.

3. Der Ausschul gibt sich eine Geschaftsordnung.

Artikel 20
FolgemalRnahmen

Das Programm wird einem laufenden Monitoring unterzogen, das von den Teilnehmerlandern
und der Kommission in Partnerschaft durchgefuhrt wird.

Artikel 21
Zwischenbericht und AbschluRbericht

1. Fur die Erstellung der Zwischenberichte und AbschluRberichte des Programms ist
die Kommission verantwortlich, die sich dabei auf die in Artikel 2 genannten von
den teilnehmenden Lé&ndern erstellten Berichte und alle Gbrigen einschldgigen
Informationen stiitzt. Das Programm wird entsprechend der in Artikel 4 und 5
erlauterten Ziele bewertet.

Im Zwischenbericht wird eine erste Bewertung der bis zur Programmbhalbzeit
erzielten Ergebnisse hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und Effizienz vorgenommen,
ferner wird die Relevanz der urspriunglichen Programmziele bewertet. Aul3erdem
werden die Verwendung der Mittel und die Fortschritte bei Folgemalihahmen und
Umsetzung bewertet.

Die AbschluBbewertung konzentriert sich unter anderem auf die Wirksamkeit und
die Effizienz der Programmaktivitéten.
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2. Die  Teilnehmerlander  Gbermitteln  der  Kommission die  folgenden
Bewertungsberichte:

(@) bis spatestens 31. Marz 2011 einen Zwischenbericht Uber die Relevanz,
Wirksamkeit und Effizienz des Programmes;

(b) bis spatestens 31. Méarz 2014 einen AbschlulRbericht, dessen Schwerpunkt unter
anderem auf der Wirksamkeit und Effizienz des Programms liegt.

3. Auf der Basis der in Absatz 2 genannten Berichte und jeglicher anderer
Informationen, unterbreitet die Kommission dem Européischen Parlament und dem
Rat folgende Berichte:

(@) Dbis spéatestens 30. September 2011 einen Zwischenbericht und eine Mitteilung
uber die Opportunitat einer Fortsetzung des Programms;

(b) bis spatestens 30. September 2014 ein AbschluBbericht.
4. Diese Berichte werden auch dem Wirtschafts- und Sozialausschuf? und dem
AusschuB der Regionen zur Kenntnisnahme tbermittelt.
Artikel 22
Aufhebung
Die Entscheidung 253/2003/EG wird zum 1. Januar 2008 aufgehoben.
Finanzielle Verpflichtungen, die unter dieser Entscheidung durchgefuhrte MalRnahmen
betreffen, werden von dieser Entscheidung weiterhin bis zu ihrem Abschlul} geregelt.
Artikel 23
Inkrafttreten

Diese Entscheidung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Européischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2008.
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Artikel 24
Adressaten
Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet

Geschehen zu Brissel am,

Im Namen des Europaischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident
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FINANZBOGEN

1. BEZEICHNUNG DER VORLAGE
Vorschlag fur eine Entscheidung des Europdischen Parlamentes und des Rates
uber ein Aktionsprogramm fir das Zollwesen in der Gemeinschaft (Zoll 2013)
2. ABM-/ABB-RAHMEN
Politikbereiche und Tétigkeiten:
1404 Zollpolitik
3. HAUSHALTSLINIEN
3.1. Haushaltslinien (operative Linien sowie Linien flr entsprechende
technische und administrative Unterstiitzung (vormalige BA-Linien)), mit
Bezeichnung:
e 140403 Programm Zoll 2013
e 14010405 Programm Zoll 2013 — Verwaltungsausgaben
e Die endglltige Haushaltsstruktur des Programms Zoll 2013 wird zu einem
spateren Zeitpunkt festgelegt.
3.2. Dauer der MaRRnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen:
e Die Geltungsdauer der Rechtsgrundlage beginnt am 1.1.2008 und endet am
31.12.2013.
e Die Zahlungen werden nach dem 31.12.2013 fortgesetzt.
3.3. Haushaltstechnische Merkmale (erforderlichenfalls sind weitere Zeilen
anzufigen):
_— Rubrik der
Haushalts- Art der Ausgaben Neu SF.TA' Be_|trage von Finanziellen
eitrag Kandidatenlandern v
orausschau
140403 | NOA | Diff* | JA NEIN JA la

12

Getrennte Mittel.



Drucksache 392/06 24

14010405 |\ op | Non- | ) NEIN 1A 1a
diff

4, RESSOURCEN IM UBERBLICK

4.1. Finanzbedarf

4.1.1. Uberblick tiber die erforderlichen Verpflichtungsermachtigungen (VE) und

Zahlungsermachtigungen (ZE)

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Ab- 2014 - Insge-
schnitt 2008 2009 2010 2011 2012 2013 o015 | _ samt
Art der Ausgaben 2008-13
Operative Ausgaben
Verpflichtungs- 8.1 A -
ermachtigungen (VE) ' 41,868 | 48,368 50,318 54,768 59,568 62,118 317,008
Zahlungs-
erméchtigungen (ZE) B 15,417 35,276 | 47,368 51,253 55,133 59,328 53,233 317,008
Im Hochstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben®® ¢
Technische und -
administrative Unter- 8.24 C
stiitzung (NGM) 1,132 1,132 1,132 1,132 1,132 1,132 6,792

* Die technische und administrative Unterstutzung betrifft lediglich das Personal, das bereits im Vorschlag fur die
Entscheidung Uber ein papierloses Arbeitsumfeld fur Zoll und Handel (KOM(2005) 609) und im Vorschlag fur die

Verordnung zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft (KOM(2005) 608) erwahnt ist.

HOCHSTBETRAG
Verpflichtungs- A+ -
ermachtigungen c 43,000 | 49,500 51,450 55,900 60,700 63,250 323,800
Zahlungs- B+
erméchtigungen c 16,549 | 36,408 | 48,500 52,385 | 56,265 60,460 53,233 323.800
B Nicht-getrennte Mittel.
1 Ausgaben, die nicht unter Kapitel 14 01 des betreffenden Titels 14 fallen.
1 Ausgaben, die unter Artikel 14 01 04 des Titels 14 fallen.

16

In der Haushaltslinie fir Verwaltungsausgaben wird von einer mdéglichen Externalisierung von
MafRnahmen im Rahmen des Programms ausgegangen. Die Haushaltszahlen liegen erst nach
Abschluss einer entsprechenden Durchfuihrbarkeitsstudie im Jahr 2006 vor.
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Im Hochstbetrag nicht enthaltene Verwaltungsausgaben*’

Personal- und
Nebenkosten (NGM) | 825 | D | 3792 | 3920 | 3920 | 3920 | 3920 | 3920 23,392
Sonstige im Hochst-
betrag nicht enthaltene
Verwaltungskosten, 8.2.6 E 0,312 0,312 0,312 0,312 0,312 0,312 1,872
auRer Personal- und
Nebenkosten (NGM)
Geschatzte Gesamtkosten fur die Finanzierung der Malinahme
2008 2009 2010 | 2011 | 2012 2013 | 2014- | Insge-
2015 samt
VE INSGESAMT, ein- AYCH 17904 | 53732 | 55682 | 60132 | 64.932 | 67.482 349.064
schlieRlich Personalkosten d+e
ZE INSGESAMT, ein- b¥ct |\ 653 | 40640 | 52732 | 56.617 | 60497 | 64.692 | 53.233 | 349.064

schliel3lich Personalkosten d+e

Angaben zur Kofinanzierung

N.A.

41.2.

4.1.3.

Vereinbarkeit mit der Finanzplanung
X Der Vorschlag ist mit der derzeitigen Finanzplanung vereinbar.

Diese Entscheidung ist vereinbar mit dem mehrjahrigen Finanzrahmens der Teil
der Interinstitutionellen Vereinbarung ist zwischen dem Européischen
Parlament, dem Rat und der Kommission uber die Haushaltdisziplin und die
wirtschaftliche ~ Haushaltsfuhrung.  Sie  fallt  unter  Rubrik  1la:
Wetthewerbsfahigkeit fir Wachstum und Beschaftigung.

Finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen

X Der Vorschlag hat keine unmittelbaren Auswirkungen auf die Einnahmen,
wenngleich durch die Modernisierung der Zollverwaltung die Einziehung der
Eigenmittel wirksamer und kosteneffizienter werden dirfte.

ol Ausgaben, die unter Kapitel 14 01 fallen, auRer solche bei Artikel 14 01 04 oder 14 01 05.
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4.2.

Personalbedarf (Vollzeitdquivalent — Beamte, Zeitbedienstete und externes
Personal) — Einzelheiten hierzu siehe Abschnitt 8.2.1

Jahrlicher Bedarf 2008 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013

Personalbedarf
insgesamt

47 49 49 49 49 49

5.1.

MERKMALE UND ZIELE
Kurz- oder langerfristig zu deckender Bedarf:

Eine detailliertere Darstellung ist Abschnitt 4 der Folgenabschéatzung fir das
Zoll 2013-Programm zu entnehmen.

Das Zoll-Programm stellt eine Antwort auf die gegenwaértigen und kiinftigen
Herausforderungen fiir das Zollwesen dar. Der Schwerpunkt wird daher auf die
Starkung der Sicherheit innerhalb des Gebiets der Gemeinschaft und an den
Aullengrenzen gelegt, um so die Wettbewerbsfahigkeit der europaischen
Unternehmen und die Funktionsweise des Binnenmarktes zu stérken. Durch das
Programm soll auch der Aufbau eines papierfreien elektronisch funktionierenden
Zollwesens gefordert werden.

Mit dem Folgeprogramm soll weiter der Aufbau eines gesicherten
transeuropéischen EDV-Kommunikationsnetzes zwischen den Zollbehorden
unterstitzt und erforderlichenfalls ausgebaut werden. Durch das Zoll-Programm
wird die Zusammenarbeit zwischen Zollbehérden und Zollbeamten
weiterentwickelt, indem dafiir gesorgt wird, dass Fachwissen und bewdéhrte
Verfahrensweisen untereinander ausgetauscht werden, so dass die einzelnen
Mitgliedstaaten voneinander lernen, anstatt jeweils neu von vorn anzufangen.
Bei dem Zoll-Programm wird auch bericksichtigt, dass jede Zollverwaltung von
einem anderen Ausgangspunkt ausgeht. Bei der Durchfiihnrung des Programms
wird den Mitgliedstaaten ausreichend Flexibilitdt geboten, um auf ihre
besonderen Erfordernisse zugeschnittene Aktionspléne aufzustellen.

Das Zoll-Programm wirkt sich in ganz erheblichem Mal3e auf die tagliche Arbeit
aus, denn die bestehenden EDV-Systeme liefern rund 100.000 Zollbeamten
taglich aktualisierte Informationen. Das Zoll-Programm stellt auch ein wichtiges
Hilfsmittel bei der Bekampfung von Produktpiraterie und der Durchfiihrung von
Zollkontrollen dar.
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Durch die Gemeinschaftsintervention bedingter Mehrwert, Koharenz des
Vorschlags mit anderen  Finanzinstrumenten  sowie  mogliche
Synergieeffekte:

Siehe Abschnitt 2 der Folgenabschatzung Zoll 2013 und Fiscalis 2013.

Eine detailliertere Darstellung ist Abschnitt 6 der Folgenabschatzung fir das
Zoll-2013-Programm zu entnehmen.

Wenn es das Zoll-Programm nicht gabe, stiinden die Mitgliedstaaten immer
noch vor der Notwendigkeit, die Zusammenarbeit zu verbessern und eine
Harmonisierung zu erreichen, um so die zollpolitischen Ziele der EU zu
verwirklichen. So gabe es zwischen den 25 Mitgliedstaaten keine gesicherte
Vernetzung und keine Informationsaustauschsysteme mehr, und auch die
Interoperabilitat und die Interkonnektivitdt der EDV-Systeme ware nicht mehr
madglich. Ohne die Unterstiitzung durch ein Gemeinschaftsprogramm wirde es
sehr viel langer dauern, um diese Ziele zu erreichen. Ohne ein
Gemeinschaftsprogramm ware der Aufbau einer Amtshilfestruktur auf3erdem
auch finanziell und personell aufwéndiger, die Qualitat der Resultate wirde sich
verschlechtern, und vor allen Dingen waére sie weitaus weniger wirksam, da jede
Verwaltung die Amtshilfe national zu organisieren hétte. Wie der
Zwischenbericht aufgezeigt hat, gehen alle Programmbeteiligten davon aus, dass
ein Gemeinschaftsprogramm eine wesentliche Voraussetzung darstellt, um die
die Funktionsweise der EU-Zollunion sicherzustellen.

Durch das Zoll-Programm wurden Strukturen zum systematischen Informations-
und Erfahrungsaustausch zwischen Zollbeamten aufgebaut. Aufgrund dieser
Strukturen ist das Zoll-Programm zu einer Referenz im Bereich der Umsetzung
der Zollpolitik der Européischen Union geworden. Das Programm ist mit einer
gewissen Flexibilitat ausgestattet, welche den Verwaltungen der Mitgliedstaaten
die Madglichkeit bietet, genau ihrem Bedarf entsprechende Lo&sungen zu
entwickeln. Hierzu verfugt jede Verwaltung uber eine Zoll-Programm-
Kontaktstelle, die die Kommission bei der Umsetzung des Programms
unterstiitzt. Ohne das 2013-Programm wadre eine systematische Organisierung
des Austauschs von Informationen und Fachwissen zwischen sémtlichen
Zollbehorden und in allen Zollpolitikbereichen nicht moglich. Bei einer
Beendigung des Zoll-Programms wirden die aufgebauten Strukturen und
Kontakte auseinander fallen, da die verbindende Dynamik zwischen ihnen nicht
mehr bestiinde. Die Zollverwaltungen kénnten in diesem Fall wieder starker sich
auf sich selbst beziehen, anstatt den Wissensaustausch zu fordern und
voneinander zu lernen.
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5.3.

Ziele, erwartete Ergebnisse und entsprechende Indikatoren im Rahmen der
ABM-Methodik:

Das Programm soll entwickelt werden, um zu gewahrleisten, dal folgende
ubergeordnete Ziele erreicht werden:

(@)

(b)

(©)
(d)
(€)

Zolltatigkeiten sollen den Erfordernissen des Binnenmarktes gerecht
werden, einschlieBlich die Sicherheit der Lieferkette;

effiziente Zusammenarbeit und Aufgabenerfillung, als ob die
verschiedenen Zollverwaltungen eine einzige Verwaltung waren, sodal
gleiche Kontrollen an allen Stellen des Zollgebiets der Gemeinschaft und
gleiche Unterstiitzung von legitimen Geschaftstatigkeiten sichergestellt
werden;

notwendiger Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft;
verstarkte Sicherheit der Biirger;

Vorbereitung auf die Erweiterung, einschlielich des Erfahrungs- und
Wissensaustauschs mit den Zollbehorden der betroffenen Lander.

Das Programm hat folgende spezifische Ziele:

(@)

(b)

(©)

(d)

(€)

den Verwaltungsaufwand und die den Wirtschaftsbeteiligten durch die
Beachtung der Rechtsvorschriften entstehenden Kosten durch eine stérkere
Vereinheitlichung und Vereinfachung der Zollsysteme und —kontrollen
insbesondere fiir die Dateneingabe und das Risikomanagement zu
verringern;

die bestmdglichen Arbeitsmethoden zu identifizieren, weiterzuentwickeln
und anzuwenden, insbesondere in den Bereichen der nachtraglichen
Auditkontrolle, der Risikoanalyse, der Zollkontrolle und der vereinfachten
Verfahren;

ein  System zur Leistungsmessung in den Zollverwaltungen der
Mitgliedstaaten im Hinblick auf eine Leistungssteigerung beizubehalten;

MaRnahmen zur Verhltung von UnregelméRigkeiten durch rasche
Bereitstellung einschldgiger Informationen an den Zollstandorten der
vordersten Linie zu unterstiitzen;

die Schaffung eines Umfeldes fiir den pan-europdischen e-Zoll durch
Entwicklung von interoperablen Kommunikations- und
Informationsaustauschsystemen in Verbindung mit den erforderlichen
legislativen und administrativen Anderungen zu unterstiitzen;
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(f) die bestehenden Kommunikations- und Informationssysteme instand zu
halten und, wo zweckmaéf3ig, neue Systeme zu entwickeln;

(g) die Zolldienste der Lander, die sich auf ihren Beitritt vorbereiten, zu
unterstitzen;

(n) in Drittlandern  zur Errichtung von Zolldiensten mit hohem
Qualitatsstandard beizutragen;

(i) die Zusammenarbeit zwischen den Zollverwaltungen der EU und der
Drittstaaten zu verbessern, insbesondere die der Partnerstaaten der
Européischen Nachbarschaftspolitik;

Die Kommission wird jedes Jahr ein Arbeitsprogramm aufstellen.
Indikatoren

Die Indikatoren sollen vor Anlaufen des Zoll 2013-Programms entwickelt
werden.

Durchfihrungsmodalitaten (vorlaufige Angaben):
X Zentralisierte Durchftihrung

Direkt durch die Kommission

UBERWACHUNG UND BEWERTUNG
Uberwachungssystem

Die Indikatoren sollen so definiert werden, dass die Umsetzung des Programms
regelmaRig beobachtet werden kann.

Die Verwaltungen Gbermitteln der Kommission alle Informationen, die zur
effizienten Aufstellung von Follow-up-Berichten erforderlich sind.

Bewertung
Folgenabschéatzung

Eine Folgenabschatzung ist ausgearbeitet worden; sie ist diesem Vorschlag
beigefiigt.

Ex-ante-Bewertung

Wurde durch die Folgenabschétzung ersetzt.
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6.2.3.

6.2.4.

MaRnahmen im Anschluss an Zwischen-/Abschluss-Bewertungen (aus
entsprechenden fritheren Erfahrungen gezogene Lehren):

Modalitaten und Periodizitat der vorgesehenen Bewertungen:

Die Zwischenbewertung nach Programmhalbzeit bietet eine erste Einschédtzung
der Effizienz und Wirksamkeit der Programmergebnisse. Beurteilt wird auch die
Relevanz der zundchst fiir das Programm festgesetzten Ziele, so dass
gegebenenfalls Anderungen oder Anpassungen fir die zweite Phase der
Programmumsetzung ins Auge gefasst werden koénnen. Der Zwischenbericht
wird auf der Grundlage von Berichten der Teilnehmerléander und sonstigen
verfligbaren Informationen erstellt. Er wird von der Kommission ausgearbeitet.

Der abschlieBende Bewertungsbericht basiert auf der Zwischenbewertung, den
Abschlussberichten der Teilnehmerlander und sonstigen verfiigbaren Angaben.
Er liefert eine abschliefende Bewertung der Effizienz und der Wirksamkeit des
Programms, indem die erzielten Ergebnisse mit den vorgegebenen
Programmzielen verglichen werden. Auch andere Kriterien wie zum Beispiel
Nitzlichkeit und Nachhaltigkeit kénnen herangezogen werden.

Fur die  Durchfihrung der  Zwischenbewertung und  der
Abschlussbewertung des Programms ist die Kommission zusténdig; sie greift
dabei auf die Berichte der Teilnehmerldnder gemalR Absatz 2 und sonstige
relevante Informationen zurick.

Bei der Zwischenbewertung wird geprift, welche Ergebnisse nach halber
Laufzeit des Programms im Hinblick auf Effizienz und Wirksamkeit erreicht
wurden und ob die urspringlich festgesetzten Ziele des Programms und die
Wirkung der Aktivitaten im Rahmen des Programms immer noch relevant sind.
AuBerdem sollen der Einsatz der Finanzmittel und der Stand des Follow-up und
der Umsetzung bewertet werden.

Die Abschlussbewertung befasst sich unter anderem mit Effizienz und
Wirksamkeit der Aktivitaten im Rahmen des Programmes.

Die Teilnehmerlander haben der Kommission

(@ bis zum 31. Mérz 2011, eine Zwischenbewertung uber die Relevanz des
Programms sowie

(b) bis zum 31. Marz 2014, eine Abschlussbewertung, deren Schwerpunkt auf
Effizienz und Wirksamkeit des Programms liegt,

zu Ubermitteln.
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Die Kommission unterbreitet dem Européaischen Parlament und dem Rat

(@ bis zum 30. September 2011, die Zwischenbewertung im Sinne von
Absatz 1 und eine Mitteilung dartber, ob eine Fortsetzung des Programms
sinnvoll ist, gegebenenfalls zusammen mit einem entsprechenden
Vorschlag;

(b) bis zum 30. September 2014, die Abschlussbewertung im Sinne von
Absatz 1.

BETRUGSBEKAMPFUNGSMASSNAHMEN

Die Ausgaben fur den Aufbau der gesicherten transeuropaischen EDV-
Infrastruktur und flr andere Aktivitaten im Rahmen des Programms werden auf
vertraglicher Basis ausgefihrt; vor ihrer Auszahlung werden sie von den
Dienststellen der Kommission dem tiblichen Uberpriifungsverfahren unterzogen,
wobei den vertraglichen Verpflichtungen und den Anforderungen an ein solides
allgemeines und finanzielles Management Rechnung zu tragen ist. In allen
Vertrdgen zwischen der Kommission und den Beginstigen sind
Betrugsbek&mpfungsmalnahmen  (Prifungen, Berichterstattung ~ usw.)
vorgesehen.

Die gemeinsamen  Aktionen  (personenbezogene  Mallnahmen  des
Instrumentariums) werden mit den Mitteln fir ,,Gemeinsame Aktionen“ des
Programms Zoll 2013 finanziert. Die Erstattung an die Beamten verlauft wie
folgt:

Jeder Mitgliedstaat verfligt Uber eine Zoll-Programm-Kontaktstelle, an die
Vorschiisse fir Reisekosten und Tagegelder der teilnehmenden Beamten
Uberwiesen werden, gemadR den fir die Programme festgelegten
Finanzbestimmungen. Die Kontaktstelle erstattet auch verschiedene
organisatorische Kosten, die in dem Finanzleitfaden des Programms Kklar
definiert sind. Die Teilnehmerlédnder haben Uber diese Ausgaben Bericht zu
erstatten; hierbei ist das spezielle Berichterstattungsinstrument fir die
Programmaktivitaten zu verwenden; die entsprechenden Belege sind vor Ort
mindestens funf Jahre lang nach Ende des Haushaltsjahrs, in dem die Ausgaben
getétigt wurden, zu archivieren.

Teilnehmer aus Drittlandern, internationalen Organisationen oder dem
Privatsektor bekommen ihre Aufwendungen nach den tblichen Verfahren direkt
von der Kommission erstattet.

Die Finanzdienststellen der Kommission filhren Kontrollbesuche in den
Mitgliedstaaten durch, um die Ubereinstimmung mit den fir die
Programmabwicklung aufgestellten Finanzvorschriften zu gewéhrleisten.
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8.2. Verwaltungskosten

Der Bedarf an personellen und administrativen Ressourcen wird durch die Zuweisung an
die verwaltende GD im Rahmen des jahrlichen Zuweisungsverfahrens abgedeckt. Bei der
Zuweisung von Planstellen sollte eine eventuelle Umschichtung von Planstellen zwischen
Abteilungen auf der Grundlage der neuen finanziellen VVorausschau in Erwégung gezogen

werden.

34

8.2.1. Artund Anzahl der erforderlichen Mitarbeiter

Art der Stellen

Zur Durchfiihrung der Malnahme einzusetzende Mitarbeiter — vorhandenes und/oder

zusétzliches Personal (Stellenzahl/Vollzeitaquivalent)

Haushalts- | Haushalts- Haushalts- Haushalts- Haushalts- Haushaltsjahr
jahr 2008 | jahr2009 jahr 2010 jahr2011 jahr 2012 2013
Beamte oder A*/AD 14 14 14 14 14 14
Bedienstete auf B 14 14 14 14 14 1
1118 ,
Zeit™ (1401 01) CHAST
Aus  Artikel 14 01 02 12 14 14 14 14 14
finanzierte Mitarbeiter™
Sonstige, aus Artikel 14 01 7 7 7 7 7 7
04/05 finanzierte Mitarbeiter®
INSGESAMT 47 49 49 49 49 49

* Betroffen ist nur das Personal, das bereits im Vorschlag fir die Entscheidung tber ein papierloses
Arbeitsumfeld fir Zoll und Handel (KOM(2005) 609) und im Vorschlag fiir die Verordnung zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft (KOM(2005) 608) erwahnt ist, sowie das Personal, das zur

Programmverwaltung zugewiesen wird (2A*, 2B*/C*, 1 ANS).

18 Die Kosten hierfiir sind NICHT im Héchstbetrag enthalten.
19 Die Kosten hierfiir sind NICHT im Héchstbetrag enthalten.

Die Kosten hierfur sind im Hochstbetrag enthalten.
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Beschreibung der Aufgaben, die im Zuge der vorgeschlagenen Malinahme
auszufiihren sind

Insgesamt ist folgende Stellenverstarkung erforderlich:

2008 2009 2010 2011 2012 2013
A* 0 0 0 0 0 0
B*/C* |0 0 0 0 0 0
ANS 3 2 0 0 0 0
Experten | 0 0 0 0 0 0
Die Stellenverstarkung betrifft das Personal, das in dem Vorschlag fir die Entscheidung Uber ein

papierloses Arbeitsumfeld fir Zoll und Handel (KOM(2005) 609) und im Vorschlag fur die

Verordnu

8.2.3.

ng zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft (KOM(2005) 608) erwahnt ist.
Zuordnung der Stellen des damit betrauten Statutspersonals

X derzeit fir die Verwaltung des Programms, das ersetzt oder verlangert
werden soll, zugewiesene Stellen: 9 bereits fir diese Téatigkeit zugewiesene
Stellen werden weiter im Rahmen von e-Zoll und dem modernisierten Zollkodex
eingesetzt; 8 Stellen waren beim Haushaltsverfahren fiir 2006 fir diese
Malnahmen vorab zugewiesen worden.

X im Rahmen des JSP/HVE-Verfahrens fir das Jahr 2007 anzufordernde
Stellen: 8 Stellen werden im Rahmen von e-Zoll und dem modernisierten
Zollkodex angefordert.

O im Rahmen des anstehenden neuen APS/HVE-Verfahrens anzufordernde
Stellen

0 innerhalb des fur die Verwaltung zustandigen Dienstes neu zu verteilende
vorhandene Stellen (interne Personalumsetzung)

[0  flr das Jahr n erforderliche, jedoch im Rahmen des JSP/HVE-Verfahrens
fir dieses Jahr nicht vorgesehene neue Stellen
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36

8.2.4. Sonstige im Hochstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben (14 01 04/05 -

Verwaltungsausgaben)

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Haushaltslinie

2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | INSGESAMT
(Nummer und Titel)
Technische und administrative Unter-
stiitzung (einschlieBlich
Personalkosten)
Exekutivagenturen® pm. | p.m. | pm. | pm. | p.m. | p.m. p.m.
Sonstige Formen der technischen und m m m m m m m
administrativen Hilfe: p-m.\ pm.1 p-m. p-m. - p-m.1 p-m. p-m.
- intra muros* 1,132 (1,132 | 1,132 | 1,132 | 1,132 | 1,132 6,792
- extra muros p.m. | pm. | pm. | pm. | p.m. | p.m. p.m.
Technische und administrative Unter-
stiitzung insgesamt 1,132 | 1,132 | 1,132 | 1,132 | 1,132 | 1,132 6,792

* Die technische und administrative Unterstiitzung betrifft lediglich das Personal, das bereits im
Vorschlag fiur die Entscheidung Uber ein papierloses Arbeitsumfeld fur Zoll und Handel
(KOM(2005) 609) und im Vorschlag fur die Verordnung zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaft (KOM(2005) 608) erwahnt ist.

Hier ist auf den Finanzbogen zum Griindungsrechtsakt der Agentur zu verweisen.
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8.2.5. Im Hochstbetrag nicht enthaltene Personalausgaben und Nebenkosten

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

Art des Personals 2008 2009 2010 2011 2012 2013 | INSGESAMT
Beamte und Bedienstete auf Zeit
(14 01 01) 3,024 | 3,024 | 3,024 | 3,024 | 3,024 | 3,024 18,144
Aus Artikel 14 01 02 finanziertes
Personal  (Hilfskrafte, = ANS,
Vertragspersonal, usw.) 0,768 | 0,896 | 0,896 | 0,896 | 0,896 | 0,896 5,248

(Angabe der Haushaltslinie)

Personal- und Nebenkosten

insgesamt (NICHT im | 3,792 | 3,920 | 3,920 | 3,920 | 3,920 | 3,920 23,392

Hdéchstbetrag enthalten)

Berechnung — Beamte und Bedienstete auf Zeit

Hierbei sollte - soweit zutreffend - auf Abschnitt 8.2.1 Bezug genommen werden.

108 000 EUR jahrlich pro Beamter/Bediensteter auf Zeit

Berechnung — Aus Artikel 14 01 02 finanziertes Personal

Hierbei sollte - soweit zutreffend - auf Abschnitt 8.2.1 Bezug genommen werden.

64 000 EUR pro Bedienstetem, der aus Artikel 14 01 02 finanziert wird

Berechnung — Aus Artikel 14 01 04/05 finanziertes Personal

Hierbei sollte - soweit zutreffend - auf Abschnitt 8.2.1 Bezug genommen werden.

161 700 EUR pro Bedienstetem, der aus Artikel 14 01 04/05 finanziert wird
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8.2.6.  Sonstige nicht im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben

in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

2008 2009 2010 2011 | 2012 2013 Ié\l ASI\C/;II'EI'_
14 01 02 11 01 - Dienstreisen 0,300 | 0,300 | 0,300 | 0,300 | 0,300 | 0,300 1,800
14 01 02 11 02 - Sitzungen und Konferenzen p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.
1401 02 11 03 - Ausschiisse® 0,012 | 0,012 | 0012 | 0012 | 0,012 | 0,012 0,072
14 01 02 11 04 - Studien und Konsultationen p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.
14 01 02 11 05 — Informationssysteme p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.

2 Gesamtbetrag der sonstigen
Ausgaben fir den Dienstbetrieb | 0,312 0,312 | 0,312 | 0,312 | 0,312 | 0,312 1,872
(140102 11)

3 Sonstige Ausgaben administrativer
Art (Angabe mit Hinweis auf die p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.
betreffende Haushaltslinie)

Gesamtbetrag der
Verwaltungsausgaben, ausgenommen
Personal- und Nebenkosten (NICHT im
Hochstbetrag enthalten)

0,312 0,312 | 0,312 | 0,312 | 0,312 | 0,312 1,872

* Die Sitzungen sind bereits in dem Vorschlag fur die Entscheidung Uber ein papierloses
Arbeitsumfeld fur Zoll und Handel (KOM(2005) 609) und im Vorschlag fir die Verordnung zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaft (KOM(2005) 608) erwahnt.

2 Angabe des jeweiligen Ausschusses sowie der Gruppe, der dieser angehort
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Berechnung - Sonstige nicht im Hochstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben
1 000 EUR pro Dienstreise, 250 Dienstreisen pro Jahr

Ausschisse: Ausschussverfahren — Ausschuss: Zoll-Ausschuss, eine Sitzung pro Jahr,
Reisekosten fur 27 Experten




	392text.pdf
	392text.pdf
	BEZEICHNUNG DER VORLAGE
	ABM- / ABB-RAHMEN
	HAUSHALTSLINIEN
	Haushaltslinien (operative Linien sowie Linien für entsprech
	Dauer der Maßnahme und ihrer finanziellen Auswirkungen:
	Haushaltstechnische Merkmale (erforderlichenfalls sind weite

	RESSOURCEN IM ÜBERBLICK
	Finanzbedarf
	Überblick über die erforderlichen Verpflichtungsermächtigung
	Vereinbarkeit mit der Finanzplanung
	Finanzielle Auswirkungen auf die Einnahmen

	Personalbedarf (Vollzeitäquivalent – Beamte, Zeitbedienstete

	MERKMALE UND ZIELE
	Kurz- oder längerfristig zu deckender Bedarf:
	Durch die Gemeinschaftsintervention bedingter Mehrwert, Kohä
	Ziele, erwartete Ergebnisse und entsprechende Indikatoren im
	Durchführungsmodalitäten (vorläufige Angaben):

	ÜBERWACHUNG UND BEWERTUNG
	Überwachungssystem
	Bewertung
	Folgenabschätzung
	Ex-ante-Bewertung
	Maßnahmen im Anschluss an Zwischen-/Abschluss-Bewertungen (a
	Modalitäten und Periodizität der vorgesehenen Bewertungen:


	Betrugsbekämpfungsmassnahmen
	RESSOURCEN IM EINZELNEN
	Ziele des Vorschlags und Finanzbedarf
	Verwaltungskosten
	Art und Anzahl der erforderlichen Mitarbeiter
	Beschreibung der Aufgaben, die im Zuge der vorgeschlagenen M
	Zuordnung der Stellen des damit betrauten Statutspersonals
	Sonstige im Höchstbetrag enthaltene Verwaltungsausgaben (14 
	Im Höchstbetrag nicht enthaltene Personalausgaben und Nebenk
	Sonstige nicht im Referenzbetrag enthaltene Verwaltungsausga





